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1	 Zuvor geregelt in § 46 BPersVG a. F.
2	 BT-Drucksache 19/26820 vom 19.1.2021, S. 105.

Wenn der Freistellungs-
beschluss ins Leere läuft
PR-Arbeit Seit seiner Novellierung 2021 enthält das BPersVG eine 
Regelungslücke: Was passiert, wenn der oder die Vorsitzende den 
Freistellungsbeschluss einer Vorschlagsliste nicht an die Dienststelle 
weitergibt? Was ist zu tun, damit die Freistellung nicht vereitelt wird?

VO N U W E  M E L Z E R

Das BPersVG wurde im Jahr 2021 
teilweise neu gefasst. Im Rahmen 
der Novellierung wurde die Aus-
wahl der freizustellenden Perso

nalratsmitglieder in § 53 BPersVG1 teilweise 
neu geregelt. Zunächst verbleibt es auch nach 
der Novellierung dabei, dass der Personalrat 
bei der Auswahl der freizustellenden Mitglie-
der zunächst grundsätzlich seine Vorstands-
mitglieder zu berücksichtigenden hat. Sind 
darüber hinaus aber noch weitere Freistellun-
gen zu vergeben, regelt § 53 Abs. 2 Satz 2 
BPersVG nun, dass bei einer Personalratswahl 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl die 
weiteren Freistellungen
	· auf die einzelnen Wahlvorschlagslisten nach 

deren Stimmanteilen zu vergeben sind
	· und anschließend die aus der jeweiligen 

Vorschlagsliste in den Personalrat gewählten 
Mitglieder mehrheitlich bestimmen, wer von 
ihnen eine Freistellung wahrnimmt.

Damit wurde den Mitgliedern einer Vor-
schlagsliste vom Gesetzgeber personalvertre-
tungsrechtlich eine neue Rechtsposition ein-
geräumt. Denn bei einer Verhältniswahl soll 
es künftig eben den Mitgliedern der jeweiligen 
Vorschlagsliste überlassen sein, mehrheitlich 
zu bestimmen, welches ihrer Mitglieder die der 
Liste zustehende Freistellung wahrnimmt.2 So 
weit, so gut.

Die Regelungslücke

Doch was passiert, wenn nun eine Vorschlags-
liste über die auf sie entfallenden Freistellun-

gen beschlossen hat − aber danach der oder 
die Personalratsvorsitzende deren Beschluss-
fassung einfach nicht an die Dienststellen-
leitung weiterleitet und es dadurch nicht zur 
Umsetzung des Freistellungsbeschlusses der 
Vorschlagsliste kommt? Diesen Fall hat der 
Gesetzgeber nicht geregelt, es gibt hier also 
eine Regelungslücke. Eine Lösung kann sich 
jedoch aus einer vergleichenden Betrachtung 
mit den Gruppenangelegenheiten (Regelungen 
für Arbeitnehmer und Beamte) ergeben.

Lösungsansätze −  
nach § 35 Abs. 2 BPersVG analog

Grundsätzlich ist für Mitteilungen der Perso-
nalratsbeschlüsse an die Dienststellenleitung 
der oder die Personalratsvorsitzende zustän-
dig (gemäß § 35 Abs. 2 BPersVG). Er oder sie 
vertritt den Personalrat im Rahmen der vom 
Gremium gefassten Beschlüsse.

In Angelegenheiten, die nur eine Gruppe 
betreffen, vertritt der oder die Vorsitzende den 
Personalrat gemeinsam mit einem weiteren, 
der jeweiligen Gruppe angehörenden Vor-
standsmitglied.

Für Angelegenheiten, die nur eine 
Vorschlagsliste betreffen, besteht dagegen (wie 
bereits erwähnt) eine Regelungslücke, § 35 
BPersVG schweigt dazu. Da die Regelungen 
für das Vorschlagsrecht der Vorschlagsliste 
systematisch aber den Gruppenrechten nach
gebildet sind und bei einem Nebeneinander 
von Verhältniswahl und Persönlichkeitswahl 
mehrerer Statusgruppen die gruppenüber-
greifende Wahlvorschlagsliste der gesetzlich 

Darum geht es

1. Bei der Umsetzung von 
Freistellungen auf Grund-
lage von Vorschlagslisten 
sollen nach § 53 Abs. 3 
BPersVG die Mitglieder 
der jeweiligen Vor-
schlagsliste bestimmen, 
welches ihrer Mitglieder 
die der Liste zustehende 
Freistellung wahrnimmt.

2. Das Problem: Das 
Gesetz enthält eine Re-
gelungslücke für den Fall, 
dass der oder die Vor-
sitzende den Beschluss 
nicht an die Dienststelle 
weitergibt.

3. Die Lösung: Analog 
zu den Regelungen der 
Gruppenanglegenheiten 
ist der Listenvertreter zur 
(gemeinsamen) Weiterga-
be berechtigt.

Darum geht es

1. Bei der Umsetzung 
von Freistellungen 
auf Grundlage von 
Vorschlagslisten sollen 
nach § 53 Abs. 3 BPersVG 
die Mitglieder der jewei
ligen Vorschlagsliste 
bestimmen, welches ihrer 
Mitglieder die der Liste 
zustehende Freistellung 
wahrnimmt.

2. Das Problem: Das 
Gesetz enthält eine 
Regelungslücke für 
den Fall, dass der oder 
die Vorsitzende den 
Beschluss nicht an die 
Dienststelle weitergibt.

3. Die Lösung: Analog 
zu den Regelungen der 
Gruppenanglegenheiten 
ist der Listenvertreter zur 
(gemeinsamen) Weiter
gabe berechtigt.
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3	 BT-Drucksache a.a.O., Seite 106.
4	 Etwa mit dem Argument, dass die Mitteilung des Vorschlags 

unmittelbar durch die Vorschlagsliste und nicht auch vom Perso-
nalratsvorsitzenden stamme.

5	 Vgl. VG Düsseldorf 17.12.2014 – 40 L 2451/14.PVL;  
BVerwG 12.1.2009 – 6 PB 24/08.

vorgesehenen Normalfall ist,3 drängt sich hier 
systematisch eine der Gruppenregelung ent-
sprechende Regelung des Problems auf.

	} Mitteilung der Freistellung  
durch den Listenvertreter

Es erscheint deshalb sachgerecht, wenn analog 
zur Gruppenregelung aus § 35 Abs. 2 Satz 2 
BPersVG der jeweilige Listenvertreter der Vor-
schlagsliste (§ 8 Abs. 4 BPersWO) der Dienst-
stellenleitung mitteilt, dass die Vorschlagsliste 
über Ihre Freistellung beschlossen hat und wer 
die Freistellung erhält. Wird das vorgeschlagene 
Personalratsmitglied dann von der Dienststel-
le freigestellt, wäre dem Vorschlag der Vor-
schlagsliste entsprochen worden. Allerdings 
dürfte bei einer Vorgehensweise nach § 35 
Abs. 2 BPersVG analog eine gemeinsame Vor-
schlagsmitteilung der Freistellung durch den 
Personalratsvorsitzenden und den Listenver-
treter erforderlich sein. Wenn nur der jeweilige 
Listenvertreter allein – also ohne den Personal-
ratsvorsitzenden  – den Freistellungsvorschlag 
der Dienststellenleitung mitteilt, könnte sich 
die Dienststelle möglicherweise auf eine Un-
wirksamkeit des Vorschlags berufen.

	} Einleitung eines Beschlussverfahrens

Wenn das passiert und die Dienststelle einen 
nur vom jeweiligen Listenvertreter mitgeteilten 
Vorschlag für die Freistellung nicht akzeptieren 
sollte,4 käme eine einstweilige Verfügung im 
verwaltungsgerichtlichen Beschlussverfahren 
der Mitglieder der Vorschlagsliste bzw. des Lis-
tenführers gegen den Personalrat bzw. den Per-
sonalratsvorsitzenden in Betracht. Ziel: Diesen 
zu verpflichten, den Freistellungsbeschluss 

der jeweiligen Vorschlagsliste gegenüber der 
Dienststelle mitzuteilen. Ein Verfügungsgrund 
läge regelmäßig darin, dass die Vorenthaltung 
der Freistellung einen ganz wesentlichen Ver-
lust an Einfluss auf die Führung der Geschäf-
te des Personalrats bedeutet, sodass es der 
übergangenen Vorschlagsliste nicht zumutbar 
ist, auf eine abschließende Entscheidung im 
Hauptsacheverfahren zu warten. Dabei dürften 
allenfalls stichhaltige Gründe (etwa gravieren-
de Pflichtverstöße durch das vorgeschlagene 
Personalratsmitglied) eine Abweichung vom 
beschlossenen Vorschlag der jeweiligen Vor-
schlagsliste rechtfertigen.5 

Denkbar könnte außerdem auch ein Be-
schlussverfahren auf Feststellung der von der 
Vorschlagsliste beschlossenen Freistellung 
sein. v

Uwe Melzer, Rechtsanwalt und 
Fachanwalt für Arbeitsrecht, 
Anwaltskanzlei Melzer | Kempner 
Stuttgart.

gesetz

§ 53 BPersVG − Auswahl der 
freizustellenden Mitglieder 
 
(1) Bei der Auswahl der freizustellenden 
Mitglieder hat der Personalrat zunächst die 
nach § 34 Absatz 1 gewählten Vorstands
mitglieder, sodann die nach § 34 Absatz 2 
gewählten Ergänzungsmitglieder und 
schließlich weitere Mitglieder zu berück-
sichtigen. Die freizustellenden Vorstands- 
und Ergänzungsmitglieder haben Anspruch 
auf vollständige Freistellung.
(2) Ist der Personalrat nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt 
worden, sind für die weiteren Freistellun-
gen die auf die einzelnen Wahlvorschlags-
listen entfallenden Stimmen im Wege des 
Höchstzahlverfahrens zu berücksichtigen; 
dabei sind die nach Absatz 1 freigestellten 
Vorstands- und Ergänzungsmitglieder 
von den auf jede Wahlvorschlagsliste 
entfallenden Freistellungen abzuziehen.  
Die aus der jeweiligen Vorschlagsliste in 
den Personalrat gewählten Mitglieder be-
stimmen mehrheitlich, wer von ihnen  
die Freistellung wahrnimmt. …

gesetz

§ 35 BetrVG − Vorsitz

(2) Die oder der Vorsitzende vertritt den 
Personalrat im Rahmen der von diesem 
gefassten Beschlüsse. In Angelegenheiten, 
die nur eine Gruppe betreffen, vertritt 
die oder der Vorsitzende, wenn sie oder 
er nicht selbst dieser Gruppe angehört, 
den Personalrat gemeinsam mit einem der 
Gruppe angehörenden Vorstandsmitglied.
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